
verbindlich zu normieren. Eine kasuistische Regelung 
wird damit keineswegs verlangt.

In § 3 der 1. DB zur WOVO vom 6. Juni 1956 heißt 
es: Wohnungsuchende haben keinen Anspruch auf 
Zuweisung einer bestimmten Wohnung. Das gilt auch 
für Hauseigentümer. — Um die Wirkung dieser zweifel­
los wohnraumlenkenden Rechtsnorm im Verhältnis zu 
den Mieterschutzbestimmungen exakt und verständlich 
zu charakterisieren, bedürfte es meines Erachtens des 
Hinweises in der Durchführungsbestimmung, daß die 
aus Mietverträgen sich ergebenden Ansprüche unbe­
rührt bleiben.

In § 1 Abs. 1 der 1. DB zur WOVO ist festgelegt, 
daß Bäder, Flure, Treppenhäuser, Küchen unter 10 qm 
usw. nicht als Wohnraum zählen. § 8 Abs. 2 dieser DB 
bestimmt, daß eingewiesenen Personen, die über keine 
eigenen Nebenräume verfügen, die Benutzung solcher 
Räume durch den Wohnungsinhaber anteilmäßig zu ge­
statten ist. Es gilt also, die Frage zu klären, ob diese 
Rechtsnorm einen zivilrechtlichen Anspruch kraft Ge­
setzes begründet oder aber ob sie rein verwaltungs­
rechtlicher Natur ist. Wie sehr diese Unklarheit eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Zivilgericht und staat­
licher Wohnraumlenkung erschweren kann, soll folgen­
des Beispiel zeigen.

Ein Wohnungsucheinder erhält Wohnraum ohne Ne­
bengelaß zugewiesen. Sein Antrag auf Zuteilung einer 
Küche, Toilette und Mitbenutzung von Bad und Wasch­
küche wird durch die Wohnraumbehörde mit der Be­
gründung abgewiesen, es handele sich insoweit um 
Räume, die nicht der staatlichen Lenkung und Vertei­
lung unterliegen; das Benutzungsrecht hinsichtlich die­
ser Nebengelasse regele § 8 Abs. 2 der 1. DB, weshalb 
dem Antragsteller empfohlen werde, seinen Anspruch 
beim Gericht geltend zu machen.

Dieser rechtsirrigen Ansicht kann mit einer ver­
ständlichen Interpretation der einschlägigen Bestim­
mungen leider nicht entgegengetreten werden, denn 
der Wortlaut des § 1 Abs. 1 der 1. DB verändert tatsäch­
lich den Begriff „Wohnraum“ i. S. des § 1 WOVO, 
also in bezug auf den Geltungsbereich der Wohnraum­
lenkung und die Zuständigkeit der staatlichen Verwal­
tung. Für diese unglückliche Formulierung besteht kein 
verständlicher Anlaß. Artikel 26 der Verfassung der 
DDR beinhaltet das Grundrecht der Bürger auf eine 
gesunde, den Bedürfnissen entsprechende W o h n u n g .  
Zu einer solchen gehören naturgemäß auch die jeweils 
erforderlichen Nebengelasse. Die örtlichen Wohnungs­
behörden haben dieser lebensnahen Auslegung meist 
Rechnung getragen und demzufolge auch über Neben­
gelasse durch Erfassungs- und Zuweisungsbescheid 
verfügt.

Die einerseits gewiß notwendige Einschränkung des 
Begriffes Wohnraum in § 1 der 1. DB zur WOVO hat 
andererseits aber der unzulänglichen Formulierung we­
gen zur Folge, daß die Zusammenarbeit zwischen staat­
licher Wohnraumlenkung und Zivilgericht im Einzelfall 
erschwert werden kann. Die Rechtsansicht, daß die 
Verteilung von Nebengelassen ein verfügend-vollzie-

hendes Handeln des Staates darstellt und der Zivilpro­
zeß keineswegs das geeignete Mittel zur Ausübung 
dieser Tätigkeit ist, bedarf wohl keiner näheren Be­
gründung. Unvertretbar ist dagegen die Auffassung, 
die Wohnungsbehörde brauche Nebengelasse nicht zu 
erfassen und zuzuweisen, weil § 8 Abs. 2 der 1. DB zur 
WOVO ein entsprechendes Mitbenutzungsrecht kraft 
Gesetzes gewährleiste.

Dieser Ansicht ist entgegenzuhalten, daß die Benut­
zung bzw. Mitbenutzung der Nebenräume im Einzel­
falle nur durch konkrete Zuteilung geregelt werden 
kann. Verweigert der Vermieter z. B. dem wohl ein­
gewiesenen, aber noch nicht eingezogenen Mieter so­
wohl die Herausgabe der Wohnräume im engeren 
Sinne als auch die Herausgabe der Nebengelasse, so 
ergäbe sich bei konsequenter Verfolgung obengenann­
ter Rechtsauffassung, daß sich der Mieter hinsichtlich 
der Wohnräume an die Wohnungsbehörde und hin­
sichtlich der Nebengelasse an das Zivilgericht wenden 
müßte, um sein Recht auf Einzug in die Wohnung ver­
wirklichen zu können. Hinzu käme die verschiedene 
Art und Dauer dieser Verfahren und gegebenenfalls 
der Vollstreckungsmaßnahmen.

Dieser in der Praxis durchaus mögliche Fall zeigt mit 
aller Deutlichkeit, wie haltlos und unzweckmäßig es ist, 
hinsichtlich der Nebenräume schon von der Wohnungs­
zuweisung ab einen Zivilrechtsanspruch konstruieren 
zu wollen. Anders ist die Rechtslage nach wie vor, 
wenn die staatliche Erfassung und Zuweisung reali­
siert, die Verwaltungstätigkeit also beendet und ein 
wirksames Zivilrechtsverhältnis, nämlich ein Mietver­
trag, entstanden ist.

Eine einengende Auslegung des Begriffes Wohnraum 
ist keinesfalls völlig unzweckmäßig. Sie kann aber nur 
insoweit bedeutsam sein, als es zur Verwirklichung des 
Grundrechtes aus Artikel 26 der Verfassung der DDR 
erforderlich ist. Im Rahmen der Wohnraumlenkung 
kann die gesetzliche Einschränkung des Begriffes 
Wohnraum also nur den Zweck verfolgen, jedem 
Staatsbürger und jeder Familie eine angemessene und 
zumutbare Wohnung zu sichern. Nur in dieser Hinsicht 
ist Anlaß gegeben, Nebengelasse nicht als Wohnraum 
zu erfassen bzw. zu verteilen.

Zur verständlichen Charakterisierung dieses Erfor­
dernisses bedürfte es in § 1 WOVO oder aber in § 1 
der DB sinngemäß des Zusatzes, daß N e b e n g e ­
l a s s e  z w a r  n i c h t  a l s  W o h n r a u m  z ä h l e n ,  

. a b e r  d e r  s t a a t l i c h e n  L e n k u n g  u n d  V e r ­
t e i l u n g  u n t e r l i e g e n .

Zusammenfassend ergibt sich die Feststellung, daß 
die Formulierung der §§ 1, 3, 7 und 8 der 1. DB zur 
WOVO unzulänglich ist. Die Praxis wird gewiß bemüht 
sein, diese Schwierigkeiten von Fall zu Fall zu über­
winden, um nachteilige Folgen zu verhindern. Den 
Weg dazu gilt es aber nicht nur im Einzelfalle zu 
suchen, sondern allgemein verbindlich festzulegen. Da­
zu bedarf es meines Erachtens dringend der wissen­
schaftlichen Mitwirkung auf dem Gebiete der Gesetz­
gebung.

Z u r  D i s k u s s i o n

Nochmals: Kann Einspruch auch beim Leiter eines Fachorgans 
des örtlichen Rates eingelegt werden?

i

Das Gesetz über die Staatsanwaltschaft verlangt im 
§ 13 Abs. 2, daß die Beseitigung der festgestellten 
Ungesetzlichkeit unmittelbar vom Leiter des ent­
sprechenden Organs zu fordern ist. Das Gesetz über die 
örtlichen Organe der Staatsmacht vom 17. 1. 1957 
(GBl. I S. 65) bezeichnet die Abteilungen bei den ört­
lichen Räten als Fachorgane. Diese Organe setzt 
S e i f  a r t  in NJ 1957 S. 275 mit den in § 13 Abs. 2 des 
StAG genannten Organen gleich und leitet davon ab, 
daß nunmehr der Einspruch des Staatsanwalts beim 
Leiter einer Fachabteilung des örtlichen Rates erhoben 
werden kann.

Seifart bezieht sich auf § 44 Abs. 1 des Gesetzes über 
die örtlichen Organe der Staatsmacht, beachtet aber 
m. E. ungenügend den Abs. 2 dieser Bestimmung; er 
beachtet auch nicht genügend die Stellung des Staats­
anwalts und die Bedeutung des Einspruchs. Im Gesetz 
über die Staatsanwaltschaft wird die Stellung der­
selben als von anderen Organen der Staatsmacht unab­
hängiges Organ besonders hervorgehoben. Der Kreis­
staatsanwalt ist somit Leiter einer selbständigen Kreis­
dienststelle und nur dem übergeordneten Staatsanwalt 
Verantwortlich. Als solcher ist er ohne Zweifel den 
Leitern anderer Kreisdienststellen, wie dem Leiter des

402


